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- Es gilt das gesprochene Wort -
Rede des Regierungspräsidenten Dr. Paul Beinhofer

anlässlich der gemeinsamen Dienstbesprechung der

staatlichen Schulämter und Jugendämter in Unterfranken

wegen Deutschförderung für Zuwandererkinder 
am 26.01.2006 in der Jakob-Stoll-Realschule in Würzburg

Anrede

Zur gemeinsamen Dienstbesprechung begrüße ich Sie alle herzlich. Ich begrüße die 
Vertreter der staatlichen Schulämter zusammen mit den Kooperationsbeauftragten der Grundschulen, die Vertreter der Stadt- und Jugendämter mit ihren Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeitern für Kindertagesstätten sowie die Vertreter des Caritasverbandes für die Diözese Würzburg, des Bayerischen Landesverbandes Evang. Tageseinrichtungen und Tagespflege, der Arbeiterwohlfahrt und des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes.
Besonders begrüßen darf ich Frau Spiller und Frau Schneider, die zu den Themen Sprachförderung in der Praxis referieren werden.
Mein besonderer Dank gilt Ihnen, Herr Rektor Pfister, dafür, dass Sie uns heute die Aula der Jakob-Stoll-Realschule zur Verfügung stellen. In gewissem Sinne sind wir von der 
Regierung von Unterfranken ja auch Migranten, die Ihnen heute mangels geeigneter 
Sitzungsmöglichkeiten am Peterplatz 9 zugewandert sind.
Meine sehr geehrten Damen und Herren,

in Zeiten hoch spezialisierter Verwaltungen ist es eher ein seltener Fall, dass eine gemeinsame Dienstbesprechung der verantwortlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für den Schulbereich und für den Kinder- und Jugendbereich stattfindet, für die das Kultus- einerseits und das Sozialministerium andererseits zuständig ist. Ich meine, das Thema, mit dem wir uns heute beschäftigen, die Sprachförderung als wichtiger Schritt für die Integration von Einwandererkindern, macht es aber unabweislich, die Fragen und Probleme zusammen zu erörtern und gemeinsam einen effizienten Vollzug sicherzustellen. Für unsere Kinder im Vorschulalter, für die wir gemeinsam Verantwortung tragen, können wir nicht nach dem alten Grundsatz handeln: „Getrennt marschieren und vereint schlagen!“, sondern wir müssen gemeinsam marschieren, gemeinsam Probleme erörtern und gemeinsam Lösungen finden. Die heutige Sitzordnung, nicht isoliert nebeneinander, sondern Schul- und Jugendamt jedes Landkreises und jeder kreisfreien Stadt gemeinsam an einem Tisch unterstreicht die Bedeutung eines fruchtbaren Miteinander.

Wenn Sie die beiden Logos auf der Tagesordnung zur heutigen Dienstversammlung genauer ansehen, so ersehen Sie schon daraus die beiden Schwerpunkte unserer heutigen Dienstbesprechung. Zum einen der Auftrag, Übergänge zu gestalten. Ein Thema, dem sich die Regierung von Unterfranken durch die regionale Steuerungsgruppe Kooperation Kindergarten/Grundschule im letzten Jahr verstärkt zugewandt hat und auch in Zukunft verstärkt zuwenden wird. Ich erinnere an die gemeinsame Fachtagung am 16.11.2005 in Anwesenheit der Bayerischen Sozialministerin Christa Stewens. 

Und Sie sehen das zweite Logo: „Integration im Dialog“. Ein Thema, mit dem wir uns alle in Zukunft viel stärker beschäftigen werden und für das wir bei der Regierung von Unterfranken eine eigene Projektgruppe „Integration“ ins Leben gerufen haben.

Unsere heutige gemeinsame Dienstbesprechung befasst sich mit dem Thema Deutschförderung für Zuwandererkinder. Ich glaube, gerade bei diesem Thema bündeln sich gleichsam wie in einem Brennglas gesellschaftspolitisch derzeit intensiv diskutierte weitere hoch aktuelle Themen: Es sind dies:
· Kinderbetreuung

· Bildung

· Integration

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

gestatten Sie mir, dass ich, bevor Sie in Ihre Tagesordnung eintreten, einige allgemeine Anmerkungen zum Thema Integration von Zuwanderinnen und Zuwanderern mache.

Die Bayerische Staatsregierung hat mit den „Leitlinien zur Integration von dauerhaft 
und rechtmäßig in Deutschland lebenden Ausländerinnen und Ausländern sowie von Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern“ die Grundzüge ihrer Integrationspolitik festgelegt. Integration ist eine Aufgabe von hoher Bedeutung für unsere Gesellschaft. Sie schafft die Voraussetzungen für ein zukunftsfähiges und friedliches Zusammenleben von Menschen verschiedener Herkunft. Integration ist ein anhaltender, gegenseitiger Prozess, den alle Beteiligten wollen und unterstützen müssen. Staatliche und kommunale Stellen müssen Hilfestellung zur Unterstützung der Integrationsbemühungen geben. Bei der Integration geht es letztendlich darum, dass die Zuwanderinnen und Zuwanderer die zentralen Werte unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung erkennen, aufnehmen und für sich fruchtbar machen müssen. Integration darf nicht für, sondern muss mit den Zuwanderern stattfinden. Daher kommt es bei der Integration in erster Linie auf eigene Initiative und Eigenverantwortung an. Vor allem müssen bei Einwandererkindern die Eltern mitziehen.

Das Erlernen der deutschen Sprache ist die entscheidende Voraussetzung für eine erfolgreiche Integration. Betrachtet man die Zahl der in der Bundesrepublik Deutschland lebenden Zuwanderer, Ausländer und Spätaussiedler, so ist offensichtlich, dass das Thema Integration kein Randthema ist. In der Bundesrepublik Deutschland leben zurzeit 7,3 Mio. Ausländer, in Bayern 1,1 Mio. und in Unterfranken ca. 73.000. Dreiviertel davon stammen aus Nicht-EU-Staaten. Die Bundesrepublik liegt mit einem Ausländeranteil von 9 % weit über dem EU-Durchschnitt von 5,5 %. Betrachtet man die Verteilung der Ausländer im Regierungsbezirk Unterfranken, so stellt man fest, dass die Verteilung doch recht unterschiedlich ist. Die Landkreise Miltenberg und Aschaffenburg haben mit Abstand die höchsten Ausländeranteile mit jeweils über 11.000, die drei kreisfreien Städte Würzburg, Schweinfurt und Aschaffenburg haben zwischen 11.000 und 7.000 ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger, wobei Ausländer mit türkischer Nationalität mit insgesamt ca. 21.000 bei weitem überwiegen.

Dazu kommt noch eine fast gleich hohe Zahl von Spätaussiedlern. Allein der Stadtteil Heuchelhof der Stadt Würzburg hat einen Anteil an Spätaussiedlern von über 50 %.

Im Regierungsbezirk Unterfranken wurden im Kindergartenjahr 2004/2005 insgesamt 4.830 Kinder von Zuwanderern in 796 Kindergärten betreut. Das entspricht etwa 10 % aller betreuten Kindergartenkinder.

Um diese ca. 5.000 Kinder geht es in Ihrer heutigen Dienstbesprechung. Für deren Integration tragen neben den Eltern Kindergarten und Schule besondere Verantwortung.

Sprache ist der Schlüssel zur Integration. Die Entwicklung der sprachlichen Fähigkeiten und die Entfaltung der Gesamtpersönlichkeit des Kindes stehen im engen Zusammenhang. Sprache vermittelt insbesondere auch Kultur und Wertvorstellungen der jeweiligen Sprachgemeinschaft. Aus ihr erwachsen alle gesellschaftlichen Beziehungen und Strukturen. Sie ist tragende Brücke gegenseitigen Verstehens. Nicht zuletzt hat der Grad der Sprachbeherrschung entscheidenden Einfluss auf die Gestaltung der mitmenschlichen Beziehungen, den Erfolg in Schule und Beruf.

In diesem Sinne ist Sprachkompetenz eine Schlüsselqualifikation. Sie ist eine wesentliche Voraussetzung für eine volle Teilhabe am gesellschaftlich-kulturellen Leben.

Deshalb brauchen Kinder, die Deutsch als Zweitsprache lernen, in der deutschen Sprache möglichst frühzeitig vielfältige sprachliche Anregungen. Gleichwohl darf nicht vergessen werden, dass zur Sprachentwicklung von Zuwandererkindern nicht nur „Deutsch lernen“ gehört, sondern auch die Wertschätzung und Förderung der Familiensprachen. Für Kinder mit Migrationshintergrund nämlich ist Mehrsprachigkeit eine Lebensform und eine Notwendigkeit. Die Familiensprache unterstützt wesentlich die Ich-Identität und die Bezugsgruppen-Identität. Darüber hinaus sollten wir nicht vergessen, dass die Multilingualität, die Fähigkeit, dass der junge Ausländer seine Familiensprache und seine neue Heimatsprache Deutsch beherrscht, zusätzliche Möglichkeiten in einer globalisierten Welt eröffnet.

Kindergärten sind Orte kultureller Begegnung, in denen Dialog, Kommunikation und Kooperation gepflegt werden. Sie können - aufgrund ihrer erziehungsgünstigen Umwelt - Migrantenkinder umfassend fördern, ihre Handlungskompetenzen und Erfahrungsmöglichkeiten erweitern, die sprachliche Bildung und Erziehung fördern und somit zur Integration beitragen. Es ist also klar, dass unsere unterfränkischen Kindertageseinrichtungen im Hinblick auf die integrative Bildungs- und Erziehungsarbeit und insbesondere der Sprachförderung der Migrantenkinder eine besondere Verantwortung haben.

Sprachförderung gehört schon immer zu den Schwerpunkten der Bildungsarbeit im Kindergarten. Dieser allgemeine Bildungs- und Förderauftrag des Kindergartens wird im Bayerischen Kinderbildungs- und Betreuungsgesetz im Hinblick auf Migrantenkinder weiter präzisiert. Für Kinder aus Familien mit Migrationshintergrund, die über keine oder unzureichende Deutsch-Kenntnisse verfügen, ist eine besondere Sprachförderung verpflichtend sicherzustellen. Aufgabe und Verantwortung des Kindergartens ist es, die deutschen Sprachkenntnisse der Migrantenkinder so zu vervollkommnen, dass beim Schuleintritt die Chancengleichheit zwischen Migrantenkindern und deutschen Kindern verbessert oder hergestellt wird.

Das zentrale Instrument der Sprachförderung von Migrantenkindern im Kindergartenalter sind, wie der Ministerratsbeschluss vom 12.07.2005 nochmals deutlich gemacht hat, die Vorkurse, um die es in der heutigen Dienstbesprechung besonders geht. Kindergartenkinder, die nicht ausreichend Deutsch können, erhalten im letzten Kindergartenjahr eine gezielte Sprachförderung im Umfang von nunmehr 160 Stunden. Davon werden 
80 Stunden im Rahmen der sprachlichen Bildung und Erziehung im Kindergarten geleistet.

Mit der Einführung der kindbezogenen Förderung ab 01.09.2006 wird dem erhöhten Bildungs- und Erziehungsaufwand für Kinder, deren Eltern nicht deutscher Herkunft sind, über den Gewichtungsfaktor 1,3 Rechnung getragen.

Eine wichtige Grundlage für die Auswahl der Kinder, die den Vorkurs besuchen sollen, ist die Sprachstandserhebung. Damit sollen sich die pädagogischen Fachkräfte Kenntnisse über den individuellen Sprachstand der Kinder verschaffen. Auch sie wird heute im Rahmen der Dienstbesprechung näher beleuchtet werden.

Was für den Kindergartenbereich gilt, hat für den schulischen Bereich dieselbe Bedeutung. Die im Kindergarten gelegten Fundamente für eine Integration müssen in der Schule weiter verstärkt und ausgebaut werden. Im schulischen Bereich wird in Unterfranken bereits sehr viel für die Integration von Kindern mit fremder Muttersprache getan. Lassen Sie mich nur einige Beispiele nennen:

· Kurse für Mütter „Mama lernt Deutsch an der Schule ihrer Kinder“

· Sprachkurse für Väter und Mütter

· Soziale Gruppenarbeit

· Sprachlernklassen

· Aus- und Fortbildung für Lehrer im Fach Deutsch als Zweitsprache

· Nachhilfe für Einwandererkinder

· Schulfeste, Sportgemeinschaften, Wanderungen usw.

Ziel der heutigen Dienstbesprechung ist es, das Zusammenwirken von Kindertagesstätten und Schulen für die Sprachförderung von Einwandererkindern zu optimieren, um eine flächendeckende Durchführung der sprachlichen Frühförderung in Unterfranken zu gewährleisten. Dabei gilt es, die vorhandenen Strukturen bestmöglich zu nutzen und individuelle Lösungen für die Organisation und Durchführung der Vorkurse zu erarbeiten. Das kann nur durch eine möglichst intensive Kommunikation zwischen den Verantwortlichen im Schulbereich und im Bereich der Kindertagesstätten gelingen.

Die heutige Veranstaltung soll dazu anregen, auf lokaler Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte ebenfalls Dienstbesprechungen mit den Leitungen von Schulen und Kindertagesstätten durchzuführen. Wichtig erscheint mir auch, die Verantwortlichen der Kommunen mit einzubeziehen, um z.B. organisatorisch Hilfestellung zu erhalten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

die Verbesserung der Integration von Einwandererkindern ist eine fordernde aber auch lohnende Aufgabe. Integration ist nicht nur eine Frage der Humanität, der Nächstenliebe und Brüderlichkeit, sondern auch für die staatliche Ordnung von großer Bedeutung. Jeder Euro, der in die frühzeitige Integration investiert wird, erspart mit hoher Wahrscheinlichkeit viele Folgekosten. Er vermeidet vor allem mögliche Arbeitslosigkeit, 
Perspektivlosigkeit und Entmutigung für junge Menschen.

Ich wünsche Ihnen bei Ihrer wichtigen Aufgabe viel Erfolg und hoffe, dass Ihnen die heutige gemeinsame Dienstbesprechung einige wertvolle Informationen vermittelt und Sie weiter motiviert. 

In diesem Sinn wünsche ich Ihnen interessante Diskussionen und Gespräche.

DIE  REGIERUNG





VON  UNTERFRANKEN
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